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TOP II.16 Verbesserung der Bekämpfung von Ausbeutung 

der Prostituierten und Zuhälterei 

 

Berichterstattung: Bayern 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister haben sich mit der 

Frage des Bestehens von Defiziten bei der Strafbarkeit und der 

Verfolgung von Ausbeutung der Prostituierten und Zuhälterei 

befasst und sehen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. 

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich im 

Hinblick auf eine konsequente Ahndung und schuldangemes-

sene Bestrafung sämtlicher Erscheinungsformen der Ausbeu-

tung im Prostitutionsgewerbe für eine Überarbeitung der Straf-

tatbestände der Ausbeutung von Prostituierten gemäß § 180a 

des Strafgesetzbuches (StGB) und der Zuhälterei gemäß 

§ 181a StGB aus. Sie sehen in den Vorschlägen der Reform-

kommission zum Sexualstrafrecht vom 19. Juli 2017 dafür eine 

geeignete Grundlage. 
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3. Sie sind darüber hinaus der Auffassung, dass zur wirksamen 

Bekämpfung der Zuhälterei angesichts der bestehenden milieu-

bedingten Schwierigkeiten bei der Ermittlung und Verfolgung 

der Zuhälterei sowie der Schwere dieser Taten ein Rückgriff 

auch auf Telekommunikationsüberwachungsmaßnahmen mög-

lich sein muss. Sie sprechen sich daher für die Aufnahme des 

Straftatbestandes des § 181a Abs. 1 StGB in den Katalog des 

§ 100a Abs. 2 Nr. 1 der Strafprozessordung (StPO) aus. 

 

 


